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HJK. ATHEN, 7. April. Als Ange
klagter im Hochverratsprozeß vor dem 
militärischen Sondergericht in Athen 
hat am Dienstag der 48jährige Straf- 

'chtler Professor Mangakis seine Er
bnisse in der Untersuchungshaft als 

eine „menschliche Tragödie“ bezeichnet 
und dabei wiederholt, daß er dabei von 
den Vemehmungsbeamten „brutalen 
Folterungen“ zur Erlangung von Ge
ständnissen ausgesetzt gewesen sei. Zu 
den gegensätzlichen Aussagen der dafür 
zuständigen Offiziere des Sicherheits
dienstes sagte der Angeklagte im Zeu
genstuhl wörtlich: „Einer Anschuldi
gung ausgesetzt, die meine Verurteilung 
zum Tode zur Folge haben kann, würde 
ich gewiß keine falschen Behauptungen 
über Folterungen Vorbringen, die meine 
Lage vor diesem Gericht ungünstig be
einflussen müßten.“ Mangakis legte die
sen Hinweisen augenscheinlich beson
dere Bedeutung bei, um die Aussagen, 
zu denen er sich als Untersuchungshäft
ling bereit gefunden hatte, vor dem Ge
richt zu entkräften.

In der Verhandlung am Dienstag ge
stand er jedoch, aus dem Ausland drei
zehn Sprengkörper empfangen zu haben. 
Sie sollten dann Verwendung finden, so 
erklärte Mangakis, wenn sich alle ande- 
■'“n Aktionen zur Herbeiführung eines 

egierungswechsels in Griechenland 
ergebnislos erweisen sollten. Er bestritt 
jedoch, wie vor ihm auch die anderen 
Angehörigen und Freunde der Unter
grundorganisation „Demokratische Ver
teidigung“, einen Wechsel des politischen 
Regimes, das heißt also der konstitu
tionellen Monarchie, und eine Änderung 
der Gesellschaftsordnung im Sinne des 
Kommunismus erstrebt zu haben.
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Schaftswissenschaften, Karageorgas, dem 
bei der Explosion einer Zeitbombe im 
Keller seines Wohnhauses die rechte 
Hand nahezu abgerissen wurde, gab am 
Dienstag zu, in der griechischen Haupt
stadt persönlich Sprengkörper zur Ent
zündung gebracht und als aktives Mit
glied der Untergrundorganisation ange
hört zu haben. „Als moralischer An
stifter für meine Handlungen“, so sagte 
Karageorgas zur Erklärung seiner Mo
tive aus, „ist die Militärregierung anzu
sehen, indem sie die Demokratie ab
schaffte und König Konstantin ins Exil 
schickte.“ Als Persönlichkeit des Gei
stes- und Kulturlebens erklärte er zu
vor, habe er es als seine nationale 
Pflicht angesehen, in diesen Kampf ein
zutreten, um dem griechischen Volk die 
Selbstbestimmung seiner politischen Zu
kunft zu ermöglichen. Auch er bestritt 
mit Nachdruck, eine kommunistische 
Regierungsform erstrebt zu haben.

In der Verhandlung am Montagabend 
hatte der Generalsekretär der „Griechi
schen Sozialdemokratischen Union“, Pro- 
topappas, Behauptungen des Anklage
vertreters bestritten, daß er finanzielle 
Zuwendungen sozialistischer Organi
sationen des Auslands empfangen habe. 
Der als Ankläger auftretende Infanterie
major verlas daraufhin einen Brief des 
internierten Spyridon Nikolaou an den 
Geschäftsführer der SPD, Wischnewski, 
und den in Bonn lebenden griechischen 
Journalisten Mathiopoulos, in dem mit 
Hinweisen auf die Verteilung der Emp
fang einer Gesamtsumme von 640 000 
Drachmen (umgerechnet etwa 85 000 
Mark) bestätigt wurde. Der sozialdemo
kratische Parteisekretär bestritt, wie es 
in einem offiziösen Verhandlungsbericht 
hieß, diese Einlassung des Militärstaats
anwalts „mit Entschiedenheit“.


